
Merkel in Indonesien
Bundeskanzlerin Angela Mer-

kel (CDU) ist gestern Nachmittag
zu einem Kurzbesuch nach Indo-
nesien abgereist. Es ist das erste
Mal, dass sie in das bevölkerungs-
reichste muslimische Land der
Welt mit 240 Millionen Einwoh-
nern reist. In der Hauptstadt
Jakarta will sie heute mit Staats-
präsident Susilo Bambang Yud-
hoyono über Klimawandel und
Umweltschutz sprechen. dpa

Für sozialen Dialog
In Frankreich soll es nie wieder

Sozialgesetze ohne vorherigen
Dialog mit Arbeitnehmer- und
Arbeitgebervertretern geben. Dies
kündigte Präsident François
Hollande bei einem Sozialgipfel
in Paris an. Er will den sozialen
Dialog sogar in der Verfassung
festschreiben lassen. Im Vergleich
zu Deutschland ist der soziale
Dialog in Frankreich bislang nur
schwach ausgeprägt. dpa

Haft für Frauenband
Keine Gnade für die kremlkriti-

sche Frauenband Pussy Riot:
Wegen eines „Punk-Gebets“ ge-
gen Präsident Wladimir Putin in
Russlands größter Kathedrale
bleiben drei Musikerinnen hinter
Gittern. Die Verlängerung der
Untersuchungshaft für Nadesch-
da Tolokonnikowa (22) undMaria
Aljochina (24) – beideMütter klei-
ner Kinder – sowie Jekaterina
Samuzewitsch (29) bis zum 24.
Juli sei rechtens, urteilte ein Mos-
kauer Berufungsgericht. dpa

Bessere Krebsvorsorge
DieKrebsvorsorge für die Versi-

cherten in Deutschland soll nach
Plänen der Bundesregierung ver-
stärkt werden. Auch zur Früher-
kennung von Darmkrebs und
Gebärmutterhalskrebs sollen die
Krankenkassen demnach ihre Ver-
sicherten regelmäßig zu Untersu-
chungen einladen, wie eine Spre-
cherin des Gesundheitsministe-
riums in Berlin sagte. Vorbild
dafür sei die Brustkrebsvorbeu-
gung, bei der dies bereits prakti-
ziert werde. dpa

In den 80ern wurde der Migrationsfor-
scher Klaus J. Bade wegen seiner Vor-
schläge oft noch belächelt — heute
sind sie politischer Konsens. Nach
drei Jahren tritt der 68-Jährige, der
lange in Nürnberg lebte, als Vorsitzen-
der des Sachverständigenrats deut-
scher Stiftungen für Integration und
Migration (SVR) zurück. Und meldet
sich nun wieder provokanter zu Wort.

Herr Bade, ständig ist die Rede von
einer neuen Willkommenskultur —
trotzdem fühlen sich viele Migranten
nach der Einreise gar nicht willkom-
men. Woran liegt das?

Bade: Oft werden einladende Inter-
net-Portale mit wenig einladenden
Ämtern verwechselt. Was soll das
ganze Willkommens-Gedöns im Netz,
wenn qualifizierte Zuwanderer im
Ausländeramt oft immer noch herab-
lassend wie Bittsteller behandelt wer-
den? Ausgerechnet in Behörden wer-
den nach unseren Untersuchungen
heute die meisten Diskriminierungs-
gefühle erzeugt. Und die „Kunden“
wagen es nicht, sich zu beschweren.
Das ist ein Skandal in einem Land,
das sich für Zuwanderer attraktiv
machen will.

Heute ist oft von „vorausschauen-
der Integration“ die Rede. Sie prägten
auch den Begriff der „nachholenden
Integrationspolitik“ — als Kritik an
Versäumnissen. Wo stehen wir jetzt?

Bade: Bis heutemussmit nachholen-
der Integration kostspielige Repara-
turpolitik betriebenwerden —weil vie-
les versäumt worden ist. Ich habe
schon Anfang der 1980er Jahre klare
Konzepte für Zuwanderungssteue-
rung und Integrationsförderung ver-
langt. Ich habe, ebenso vergeblich,
davor gewarnt, Integration als „gesell-
schaftspolitisches Problem ersten Ran-
ges“ zu unterschätzen. Darüber haben
sich damals viele aus vermeintlich
höherer politischer Warte mokiert.
Heute betreibenen sie endlich auch
vorausplanende Integrationspolitik.
Dieser Begriff ist übrigens auch von
mir.

Wie steht Deutschland im Gegen-
satz zu anderen EU-Staaten da?

Bade: Trotz aller Versäumnisse ist
Integration in Deutschland heute viel
besser als ihr Ruf im Land, auch im
internationalen Vergleich. Die eigent-
liche Leistung kam aber nicht aus den

politischen Führungseliten auf Bun-
des- und Länderebene — die waren
lange eher hinderlich mit ihren wirk-
lichkeitsfremden Blockadekonzepten
im Sinne des Tabu-Mottos „Deutsch-
land ist kein Einwanderungsland“.
Die Bürger waren es, die jeden Tag tat-
sächlich zur Integration beigetragen
haben, gestützt von den Kommunen
und deren Integrationsbeauftragten.

Was hat Sie in all den Integrations-
debatten am meisten geärgert?

Bade: Die Beratungsresistenz der
Regierungen. Das hat sich erst im letz-
ten Jahrzehnt geändert, in demmigra-
tions- und integrationspolitisch viel
mehr bewegt wurde als in allen vier
Jahrzehnten davor. Viele wissen-
schaftliche Ratschläge, die früher mit
lautstarkem populistischem Klamauk
zurückgewiesen wurden, sind später
stillschweigend umgesetzt worden.
Dass vieles Jahrzehnte früher leich-
ter, besser und billiger machbar gewe-
sen wäre, will hinterher natürlich kei-
ner wissen. Politiker, die zu ihren
Fehlleistungen stehen, sind eine sel-
tene Gattung.

Viele Migranten zögern, sich für die
deutsche Staatsbürgerschaft zu ent-
scheiden, weil sie ihre ursprüngliche
dann verlieren. Finden Sie diese Ent-
scheidungspflicht richtig?

Bade: Nein — das Optionsmodell
war und ist eine komplette Fehlent-
scheidung. Natürlich fehlt es oft auch
an zureichender Information, was für
Vorteile die deutsche Staatsbürger-
schaft bietet. Aber richtig wäre gewe-
sen, die doppelte Staatsangehörigkeit
auch Nichtangehörigen der EU anzu-
bieten. Das war im rot-grünen Gesetz-

entwurf 1990 vorgese-
hen; die CDU/CSU hat
es aber bekämpft wie das
Fegefeuer. Dann hat die
FDP das Optionsmodell
vorgeschlagen — dass
Ausländer die deutsche
Staatsangehörigkeit
durch Geburt im Land
erwerben können und
sich zwischen dem 18.
und 23. Lebensjahr ent-
scheiden müssen. Sonst
wäre die ganze Reform
des Staatsangehörig-
keitsrechts gescheitert.

Zehntausende Gedul-
dete leben seit Jahren in Deutschland,
bleiben aber meist am Rande der
Gesellschaft. Muss die Politik mehr
tun, um diese Menschen zu integrie-
ren?

Bade: Kettenduldungen über Jahre
hinweg sollten, ohne inhumane Ent-
scheidungszwänge, schon lange abge-
schafft werden, laufen aber immer
wieder aufs Neue auf. Da geht es bei
der Ausschöpfung aller rechtlichen
Mittel manchmal um eine Quadratur
des Kreises: Duldung ist nur die Aner-
kennung der Tatsache, dass ein abge-
lehnter und ausreisepflichtiger Asyl-
bewerber aufgrund besonderer Um-
stände gerade nicht abgeschoben wer-
den kann. Die Integration amArbeits-
markt ist so fast unmöglich. Politik
sollte deshalb im Rahmen des Mögli-
chen versuchen, die Existenzbedin-
gungen und damit vor allem die
Arbeitsbedingungen zu verbessern.

Noch schlechter als Geduldete sind
Asylbewerber dran.

Bade: Für sie habe ich klare Vor-
schläge, erstens: Schafft endlich
anständige Lebensbedingungen, die
nicht „verlockend“, aber menschlich
vertretbar sind. Die ausgrenzende
Lagerhaltung von Asylbewerbern, die
man selbst bei Legehennen bekämpft,
muss ebenso weg wie ihre finanzielle
Unterversorgung. Zweitens: Lasst die
Asylbewerber früher arbeiten, damit
sie die Kosten ihres Aufenthalts sel-
ber erwirtschaften können. Das wol-
len sie meistens selber. Mit diesem
Konzept wäre der Import von Asylsu-
chenden inGegenden ohne Arbeit erle-
digt — und auch das Konfliktpoten-
zial, das damit verbunden ist.

Interview: SARAH BENECKE

Kurz berichtet

JERUSALEM — Rund ein Dutzend
nicht genehmigter Siedlungen im
Westjordanland sollte nach Auffas-
sung eines von der israelischen Regie-
rung bestellten Ausschusses legali-
siert werden.

Israel habe das Recht, die Region zu
besiedeln, da es sich beimWestjordan-
land nicht um besetztes Gebiet han-
dele, sagte Ausschussmitglied Alan
Baker gestern in Jerusalem. Das Gut-
achten widerspricht damit der Posi-
tion der internationalen Gemein-
schaft, wonach die Siedlungen illegal
sind und ein Hindernis auf dem Weg
zu einer Friedensregelung mit den
Palästinensern darstellen.
Der israelische Ministerpräsident

Benjamin Netanjahu hatte das Komi-
tee im Januar damit beauftragt, den
juristischen Status von „wilden“ Sied-
lungen zu prüfen, die ohne Genehmi-
gung der Regierung im Westjordan-
land gebaut wurden.
Im Jahre 2005 war die Rechtsanwäl-

tin Talia Sasson in einem richtungs-
weisenden Bericht über die Außenpos-
ten zur entgegengesetzten Schlussfol-
gerung gelangt. dapd/dpa

DAMASKUS — Bewe-
gung in Syrien: Machtha-
ber Baschar al-Assad
und der UN-Sonder-
gesandte Kofi Annan
haben sich auf das wei-
tere Vorgehen in Syrien
verständigt.

„Wir haben uns auf
einen Ansatz geeinigt“,
sagte Annan nach sei-
nem Treffenmit Assad in
Damaskus.Die gemeinsa-
men Überlegungen wolle
er nun der syrischen
Opposition vorlegen.
Details nannte Annan
zunächst nicht. Er be-
schrieb das Treffen als
„offen und konstruktiv“.
Vertreter der syrischen
Opposition lehnten bei
Gesprächen in Moskau
einen Dialog mit Assad
aber erneut ab.
„Ich verlasse Syrien,

aberwir werden denDia-
log fortsetzen“, sagte
Annan und verwies auf
seineMitarbeiter, die vor
Ort weiter an einer
Lösung des Konflikts
arbeiteten. „Ich ermutige Regierun-
gen und andere Instanzen mit Ein-
fluss zu ähnlichen Bemühungen.“
Annan war am Sonntag in Damaskus
eingetroffen. In einem am Samstag
veröffentlichten Gespräch mit der
französischen Zeitung Le Monde
hatte er eingeräumt, dass sein Sechs-
Punkte-Friedensplan bislang keinen
Erfolg gehabt habe.

Iran einbeziehen
Annan flog von Damaskus direkt

weiter in den Iran weiter, einem Ver-
bündeten von Damaskus. „Ich bin
hier, um die Situation in Syrien zu dis-
kutieren“, sagte er bei seiner Ankunft
in Teheran. Russland stoppte derweil
überraschend den Verkauf von 36mili-
tärischen Trainingsflugzeugen an
Syrien. Moskau werde keine neuen
Waffen liefern, bis sich die Lage stabi-
lisiert habe, sagte Wjatscheslaw Dsir-
kaln von der Behörde für militärische
Kooperation mit dem Ausland. An
bereits vereinbarten Exporten halte
sein Land aber fest, sagte er. dpa
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„Zuwanderer wie Bittsteller behandelt“
Migrationsforscher Bade über unhöfliche Bürokraten und die beratungsresistente Politik

VON CHR. SCHNEIDER (dpa)

Die Gegner von Thüringens ehemali-
gem Verfassungsschutz-Chef Roewer
werfen ihm schäbigen Umgang mit sei-
nem Personal vor. Seine Vernehmung
im Untersuchungsausschuss verlief
frostig.

ERFURT — Thüringens Neonazi-
Untersuchungsausschuss ließ seinen
wichtigsten Zeugen vier Stunden lang
„schmoren“. Entsprechend gereizt
startete Thüringens Ex-Verfassungs-
schutzpräsident Helmut Roewer am
Abend in seine Vernehmung. Nicht
nur die Ausschussvorsitzende Doro-
thea Marx (SPD) holte sich erst ein-
mal eine Abfuhr bei ihrer Frage, ob
der Verfassungsschutz auch die Poli-
zei über Erkenntnisse informiert

habe. „Ja“, war die kurze Antwort.
Mit geduldigen und allmählich präzi-
seren Fragen zogen die Abgeordneten
den umstrittenen ehemaligen Verfas-
sungsschützer ins Gespräch, der als
Beruf Schriftsteller angab.
Der im Jahr 2000 suspendierte

heute 63-Jährige verteidigte sein Amt
phasenweise mit den fast gleichen
Worten wie die vor ihm vernommenen
Beamten – die aber zu seinen heftigs-
ten Gegnern Ende der 90er Jahre
gehört hatten. Nein, das Amt habe
V-Leute nicht vor bevorstehenden
Polizeirazzien gewarnt. Nein, die
Information zwischen Verfassungs-
schutz und Polizei sei keine Einbahn-
straße in Richtung Nachrichtendienst
gewesen. Polizisten hatten vor dem
Ausschuss in beiden Punkten bisher
das Gegenteil vermutet.

Die Atmosphäre blieb gereizt. In
Unterlagen blätternde oder scheinbar
weghörende Abgeordnete verleiteten
Roewer genauso zu bissigen Kommen-
taren wie die Frage nach den genauen
Umständen der Übergabe seiner
Ernennungsurkunde kurz vor Mitter-
nacht. Aggressiv verweigerte er die
Antwort darauf, ob er eine Immobilie
in St. Augustin in Nordrhein-West-
falen besitze. „Das ist meine Privatsa-
che“, wehrte er Fragen mehrmals ab.

„Irrige Annahme“
Der Hintergrund der Frage blieb

unklar. Aus St. Augustin kommt auch
der frühere Innenminister Franz
Schuster (CDU), unter dem Roewer
1994 eingestellt wurde. Die spätere
NSU-Terrorzelle kam nur am Rande
zur Sprache, da der Ausschuss zu-

nächst nur die Zeit bis zum Unter-
tauchen des aus Jena stammenden
Trios im Januar 1998 untersucht.
Roewer erwähnte kurz, dass die
Eltern eines derMänner die „vollkom-
men irrige Annahme hatten, ihr Sohn
könne ohne Strafverfolgung heraus-
kommen“.
Dann kehrten die Abgeordneten zu

verwaltungstechnischen Details zu-
rück, von der Aufsicht des Innenminis-
teriums bis hin zur Personalgewin-
nung und Roewers Klage über zu
wenig qualifiziertes Personal. Freund-
liche Atmosphäre erwuchs daraus
auch nach zweieinhalb Stunden nicht.
Auf die Frage, ob er ein Projekt
gehabt habe, entgegnete Roewer dem
Grünen-Abgeordneten Dirk Adams:
„Ich bin Beamter – da verwechseln
Sie etwas.“

Siedlungen
künftig legal?
Gutachten: Westjordanland
gilt nicht als besetztes Gebiet

Ex-Verfassungsschützer gibt nur gereizt Auskunft
Umstrittener Chef der Thüringer Behörde wehrt sich vor Untersuchungsausschuss gegen Polizei-Vorwürfe
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Berät auch immer wieder die Politik: Klaus J. Bade,
der heute in Berlin lebt. Foto: privat

Syrien: Kofi Annan will Bürgerkrieg stoppen
Diplomat verkündet Einigung mit Assad — Opposition lehnt Dialog ab — Kreml beendet Flugzeuglieferung

Dieses Foto wurde gestern von dem oppositionellen Shaam News Network veröffentlicht: Ein Rebellenkämpfer steht in Jarjanaz (nord-
westliche Provinz Idlib) vor einem brennenden Armeepanzer. Die Authentizität solcher Fotos lässt sich derzeit nicht überprüfen. Foto: afp
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